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Das Standardnarrativ der Politisierungsliteratur sieht die Politisierung internatio‐
naler Organisationen (IOs) einerseits als Folge der wachsenden Autorität von IOs
(Autoritäts-Politisierungs-Nexus) und besagt andererseits, dass sie die Demokrati‐
sierung von IOs begünstigt (Politisierungs-Demokratisierungs-Nexus). Während
wir dem Autoritäts-Politisierungs-Nexus zustimmen, sind wir hinsichtlich des Poli‐
tisierungs-Demokratisierungs-Nexus skeptisch. Wir argumentieren, dass sich auf‐
grund der mangelnden demokratischen Legitimation von IO-Autorität die Politisie‐
rung ihrer policies zumeist auch in eine Politisierung ihrer polity übersetzt. Diese
bringt in den beteiligten Gesellschaften sowohl kosmopolitische als auch kommuni‐
taristische Demokratisierungsforderungen mit sich. Dabei besitzen allerdings – und
dies ist unser Hauptargument – kommunitaristische gegenüber kosmopolitischen
Forderungen einen systematischen Mobilisierungsvorteil. Aufgrund des damit
gleichsam anwachsenden constraining dissensus sehen sich politische Entschei‐
dungsträgerInnen, die die Autorität von IOs stützen wollen, zunehmend zu Autori‐
tätstransfers durch nicht-demokratische Hintertüren veranlasst, welche die kommu‐
nitaristische Kritik an der Autorität von IOs bestätigen und weiter befördern. Es
setzt ein Teufelskreis ein, der kurz- und mittelfristig eine Entdemokratisierung von
IOs bewirkt, welche sich langfristig sogar in eine Renationalisierung ihrer Autori‐
tät übersetzen kann.

Autorität, Politisierung und Demokratie in internationalen Organisationen

Die von Michael Zürn1 maßgeblich geprägte Literatur zur Politisierung internatio‐
naler Institutionen behauptet typischerweise einen Autoritäts-Politisierungs-Nexus
und einen Politisierungs-Demokratisierungs-Nexus. Der Autoritäts-Politisierungs-
Nexus besagt, dass die wachsende Autorität internationaler Organisationen (IOs)
im Allgemeinen und der Europäischen Union (EU) im Besonderen zu deren ver‐
stärkter Politisierung beiträgt (Zürn et al. 2012; Zürn/Ecker-Ehrhardt 2013; Zürn
2018; Kriesi et al. 2006; Hooghe/Marks 2009; Grande/Hutter 2016; Rixen/Zangl
2012). Je mehr IOs kollektiv verbindliche Entscheidungen treffen und je tiefer sie
damit in die Mitgliedstaaten eingreifen, desto mehr werden sie politisiert, d.h. sie

1.

1 Dieser Aufsatz wurde anlässlich des 60. Geburtstags von Michael Zürn verfasst. Eine frü‐
here Version wurde beim Workshop „Die Zukunft des globalen Regierens. Zum Wandel in‐
ternationaler Autorität im 21. Jahrhundert“ im Mai 2019 in Tutzing vorgestellt. Für wert‐
volle Kritik und Hinweise danken wir zwei anonymen GutachterInnen, den TeilnehmerIn‐
nen des Workshops, insbesondere Julia Fuß, Cédric Koch und natürlich Michael Zürn.
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werden zum Gegenstand öffentlicher Auseinandersetzungen. Der Politisierungs-
Demokratisierungs-Nexus besagt darüber hinaus, dass die Politisierung von IOs für
diese grundsätzlich Demokratie-förderliche Effekte hat (siehe insbesondere Zürn
2014; Risse 2010). Denn durch die Politisierung entstehe ein transnationaler Dis‐
kursraum, der für demokratisches Regieren jenseits des Nationalstaates unerlässlich
ist und den Legitimationsdruck schaffe, der IOs dazu anhält, schrittweise demokra‐
tische Verfahren einzuführen (vgl. Tallberg et al. 2013; Tallberg/Zürn 2019). Im Er‐
gebnis wird also nahegelegt, dass der wachsenden Autorität von IOs durch ihre Po‐
litisierung zeitversetzt eine Demokratisierung nachfolgen wird (siehe Abbildung 1).

Abbildung 1: Das Standardnarrativ der Politisierungsforschung

Gemäß den Erwartungen des Standardnarrativs müssten die Voraussetzungen für
eine Demokratisierung internationaler Organisationen heute besonders gut sein.
Das Ausmaß an politischer Autorität, das in IOs durch Mehrheitsentscheidungen in
intergouvernementalen Gremien gepoolt wird bzw. das IOs durch Übertragung an
supranationale Organe delegiert wurde, ist auf einem historischen Höchststand
(Hooghe et al. 2017; Zürn et al. 2017). Gleichsam, und in Übereinstimmung mit
dem ersten Nexus, ist der Grad der Politisierung internationaler Organisationen in
den vergangenen drei Jahrzehnten stark gewachsen (Zürn et al. 2012; Ecker-Ehr‐
hardt 2018). Besonders autoritative IOs wie die Welthandelsorganisation (WTO),
der Sicherheitsrat der Vereinten Nationen (UNSC) oder die EU, sind heute fortwäh‐
rend Gegenstand öffentlicher Auseinandersetzungen. Anstatt jedoch, wie vom
zweiten Nexus erwartet, Prozesse der Demokratisierung in IOs zu befördern, hat
ihre Politisierung zuletzt vor allem zu nationalistischen Gegenbewegungen geführt.
Der gesellschaftliche Rückhalt für die Abgabe nationaler Autorität an IOs schwin‐
det (Bearce/Jolliff Scott 2019) und es kommt zu einer schleichenden Rücknahme
von IO Autorität. Staaten ziehen sich aus internationalen Organisationen zurück
und blockieren oder missachten ihr Regieren. Und dort, wo es zu weiteren Autori‐
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tätstransfers an IOs kommt, führen diese nur selten zu mehr Demokratie, sondern
werden auf demokratisch fragwürdige Weise, beispielsweise als Notstandsmaßnah‐
men zur Bewältigung von Krisen, ins Werk gesetzt (Kreuder-Sonnen/Zangl 2015;
Kreuder-Sonnen 2019). Im Ergebnis sehen wir eine internationale Institutionenord‐
nung, die zwar hoch politisiert ist, die damit verbundene Erwartung einer demokra‐
tischen Konsolidierung jedoch nicht zu erfüllen scheint. Wie ist diese Abweichung
vom Standardnarrativ der Politisierungsliteratur zu erklären?

Wir stimmen mit dem Standardnarrativ insofern völlig überein, als auch wir von
der theoretischen Konsistenz sowohl des Autoritäts-Politisierungs- als auch des Po‐
litisierungs-Demokratisierungs-Nexus überzeugt sind. Mehr noch: Beide Nexus
scheinen zentral, um wichtige Aspekte der politischen Entwicklung internationaler
Organisationen in den letzten vier bis fünf Jahrzehnten zu verstehen. Der Autori‐
täts-Politisierung-Nexus macht z.B. verständlich, warum in fast allen westlichen
Staaten IO- bzw. EU-kritische Parteien und Bewegungen entstanden sind und deren
politische Systeme somit neben der traditionellen Konfliktlinie zwischen Kapital
und Arbeit eine neue Konfliktlinie zwischen Kosmopoliten und Kommunitaristen
entwickelt haben (Hooghe et al. 2002; Kriesi et al. 2006; Wilde et al. 2019). Und
der Politisierungs-Demokratisierungs-Nexus erklärt, warum sich, in Reaktion auf
ihre Politisierung, zahlreiche IOs einschließlich der EU bemühen, ihre traditionell
technokratische Legitimation durch eine eher demokratische Legitimation zu ergän‐
zen (Rittberger/Schimmelfennig 2006; Tallberg et al. 2013; Rauh/Zürn 2019). Das
Standardnarrativ der Politisierungsliteratur hilft uns mithin, zentrale gesellschaftli‐
che Entwicklungen besser zu verstehen.

Trotzdem erscheint uns das so charakterisierte Standardnarrativ der Politisie‐
rungsliteratur zu einfach. Es kann weder die fortwährend mangelhafte Demokrati‐
sierung von IOs noch den sich jüngst andeutenden Autoritätsverlust von IOs hinrei‐
chend erklären. Aus unserer Sicht übersieht es, dass unterschiedliche Arten der Le‐
gitimation von IO-Autorität (demokratisch vs. nicht-demokratisch), unterschiedli‐
che Arten der Politisierung (policy vs. polity) hervorrufen, welche ihrerseits
unterschiedliche Konsequenzen für die Demokratisierung von IOs (befördernde vs.
behindernde) haben. Im Kern argumentieren wir, dass die Polity-Politisierung
nicht-demokratischer IO-Autorität mit gehobener Wahrscheinlichkeit nicht zu ihrer
Demokratisierung beiträgt, sondern viel eher entweder zu einer Renationalisierung
von IO-Autorität führt oder zu ihrer undemokratischen Erweiterung. Grundlage die‐
ses Arguments ist die Überlegung, dass Polity-Politisierung von IOs in den beteilig‐
ten Gesellschaften entweder kosmopolitische oder kommunitaristische Forderungen
hervorbringen wird. Während das Standardnarrativ annehmen würde, dass sich die
kosmopolitischen Forderungen nach einer demokratischen Konsolidierung interna‐
tionaler Autorität durchsetzen müssten, betonen wir hingegen, dass die Kommuni‐
taristen gegenüber den Kosmopoliten einen systematischen Mobilisierungsvorteil
haben. Dieser führt dazu, dass die Chancen der Demokratisierung von IOs gering,
die Risiken einer politischen Blockade oder gar Renationalisierung hingegen hoch
sind. Im Kontext des sich so verfestigenden constraining dissensus (Hooghe/Marks
2009) werden politische (nationale und supranationale) EntscheidungsträgerInnen,
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die IOs unterstützen wollen, dazu verleitet, weitere Autoritätstransfers auf undemo‐
kratischen Wegen zu vollziehen. Im Ergebnis überbetont das Standardnarrativ unse‐
rer Ansicht nach deshalb nicht nur die Chancen der Politisierung für eine Demokra‐
tisierung von IOs, sondern übersieht zudem auch die Gefahr einer dynamischen Au‐
tokratisierung von IO-Autorität, die von ihrer Politisierung ausgehen kann (Kreu‐
der-Sonnen 2018a).

Im Folgenden entfalten wir dieses Argument zunächst theoretisch in vier Schrit‐
ten, um es im Anschluss am Beispiel der europäischen Wirtschafts- und Währungs‐
union (WWU) in der Eurokrise empirisch zu illustrieren. Sodann diskutieren wir
die Reichweite unseres Arguments, also seine Übertragbarkeit von der EU auf an‐
dere IOs. Zum Schluss gehen wir auf seine politischen Implikationen ein und for‐
dern, dass die Internationalisierung politischer Autorität und ihre Demokratisierung
nicht länger zeitversetzt erfolgen dürfen, sondern zeitgleich erfolgen müssen.

Theorie: Eine Modifizierung des Standardnarrativs

Die Politisierungsliteratur behauptet weithin einen Nexus zwischen wachsender IO-
Autorität und ihrer Politisierung einerseits und andererseits einen Nexus zwischen
der Politisierung von IO-Autorität und ihrer Demokratisierung (Abbildung 1). Im
Folgenden setzen wir uns in insgesamt vier argumentativen Schritten mit diesem
Standardnarrativ kritisch auseinander. Wir argumentieren, dass eine Modifizierung
des Autoritäts-Politisierungs-Nexus weitreichende Folgen für den Politisierungs-
Demokratisierungs-Nexus hat (Abbildung 2).

Schritt 1: Legitimation und Politisierung

Der Autoritäts-Politisierungs-Nexus des Standardnarrativs der Politisierungslitera‐
tur besagt, dass mit der Zunahme ihrer Autorität IOs vermehrt zum Gegenstand von
Politisierung werden.2 Dabei wird Politisierung verstanden als ein Prozess, bei dem
Themen in die Öffentlichkeit getragen und dort von einer wachsenden Zahl von
AkteurInnen zunehmend kontrovers diskutiert werden (Grande/Hutter 2016: 31;
Wilde et al. 2016; Wilde/Zürn 2012; Zürn 2018: 140; Rauh 2016). Die Politisierung

2.

2 Dabei wird politische Autorität verstanden als die anerkannte Kompetenz, kollektiv ver‐
bindliche Entscheidungen zu treffen, die auch gegen die Interessen einzelner Gemein‐
schaftsmitglieder gerichtet sein können (Zürn et al. 2012; Zürn 2018). Damit liegt das
Hauptaugenmerk auf IO-Kompetenzen, deren Ausübung, anders als in rein intergouverne‐
mentalen Arrangements, nicht von jedem Mitgliedstaat zu jeder Zeit verhindert werden
kann. Institutionelle Vorrichtungen, die derlei supranationale Elemente von Autorität in IOs
einschreiben, sind vor allem Mehrheitsentscheidungen in Mitgliedstaatsorganen (das soge‐
nannte pooling) und die Übertragung von Hoheitsaufgaben auf IO-Bürokratien (die soge‐
nannte delegation) (Hooghe/Marks 2015). Je nachdem wie ausgeprägt diese Kompetenzen
sind, wird IOs viel oder wenig (oder keine) politische Autorität zugeschrieben (Hooghe et
al. 2017; Zürn et al. 2017).
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nimmt zu, weil – so die Annahme – IOs mit ihrem Autoritätszuwachs immer tiefer
und damit immer spürbarer in die beteiligten Gesellschaften eingreifen können.
Diesen Eingriffen ausgesetzt, werden die Entscheidungen von IOs dort nicht mehr
nur einfach ignoriert oder akzeptiert, sondern vielmehr immer häufiger zum Gegen‐
stand politischer Auseinandersetzungen. Ein Prozess, der vor allem dann besonders
stark ist, wenn die politischen Eingriffe von IOs nicht über ausreichende demokrati‐
sche oder rechtstaatliche Legitimitätsquellen verfügen.

Abbildung 2: Eine Modifizierung des Standardnarrativs

Wir stimmen den Überlegungen zum Autoritäts-Politisierungs-Nexus der Politi‐
sierungsliteratur vollkommen zu. Allerdings übersehen VertreterInnen des Stan‐
dardnarrativs an dieser Stelle häufig, dass unterschiedliche Legitimationsformen in‐
ternationaler Autorität typischerweise zu ganz unterschiedlichen Formen der Politi‐
sierung führen. Die Hauptfrage ist dabei, ob und inwieweit die politische Autorität
von IOs institutionell durch demokratische Verfahren (Input) legitimiert ist. Hier
steht unseres Erachtens nämlich zu vermuten, dass demokratisch legitime IOs vor
allem mit Policy-Politisierung zu rechnen haben, während IOs, die ihre Autorität
vor allem technokratisch über den Output legitimieren, sich oft viel grundlegende‐
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rer Polity-Politisierung ausgesetzt sehen.3 Während Policy-Politisierung kontrover‐
se öffentliche Diskussionen über substanzielle Politikinhalte beschreibt, meint Poli‐
ty-Politisierung das Ringen um die Autorität der Institutionen selbst, in denen über
derlei substanzielle Politiken entschieden wird (vgl. Bartolini 2005: 310). Wird also
öffentlich über die richtige internationale Handelspolitik gestritten, die die WTO
umsetzen sollte, haben wir es mit Policy-Politisierung zu tun. Wird hingegen be‐
stritten, dass die WTO überhaupt die Kompetenz haben sollte, über internationale
Handelsfragen zu entscheiden, haben wir es mit Polity-Politisierung zu tun.

Die Legitimationsformen politischer Autorität hängen deshalb mit diesen Spielar‐
ten der Politisierung zusammen, weil sie der Öffentlichkeit unterschiedliche An‐
reizstrukturen bieten. Politisierung beginnt so gut wie immer mit Auseinanderset‐
zungen über substanzielle Politiken und nur selten mit Diskussionen über die Auto‐
rität der Institutionen, die diese Politiken machen. Es ist die Unzufriedenheit von
BürgerInnen mit konkreten Entscheidungen oder Bedingungen, die IOs zugeschrie‐
ben werden, welche sie in die politische Debatte eintreten lassen. Die Frage ist je‐
doch, ob und wie ihre Unzufriedenheit mit bestehenden Politiken in der politischen
Ordnung der betreffenden IO aufgegriffen und kanalisiert wird. IOs mit demokra‐
tisch legitimierter Autorität stellen den BürgerInnen institutionalisierte Beteili‐
gungskanäle bereit, um ihre Unzufriedenheit zu äußern und – etwa durch Wahlen,
Petitionen, Konsultationen etc. – gegebenenfalls eine Veränderung der Politik zu
bewirken. Ihre Unzufriedenheit wird so prozedural kanalisiert. Fehlt IO-Autorität
hingegen die demokratische Legitimation, ist bei Unzufriedenheit mit einzelnen Po‐
litiken die Aussicht der BürgerInnen, alternative Politiken durchsetzen zu können,
deutlich geringer. Es fehlen ihnen die institutionalisierten Beteiligungskanäle, die
demokratische Institutionen auszeichnen.4 Eine solche mangelnde Bestreitbarkeit
politischer Entscheidungen bedeutet für die betroffenen BürgerInnen eine Frustrati‐
onserfahrung mit der politischen Ordnung, die sie in der Konsequenz dazu verleitet,
diese Ordnung selbst in den Mittelpunkt der Kritik zu rücken (Kreuder-Sonnen/
Rittberger 2018). Policy-Politisierung übersetzt sich in nicht-demokratischen IOs
daher häufig in Polity-Politisierung (vgl. Mair 2007). Praktisch wird dann beispiels‐
weise nicht mehr nur eine veränderte internationale Handelspolitik gefordert, son‐
dern auch institutionelle Reformen etwa der WTO, die den BürgerInnen mehr Ein‐
fluss bei den Entscheidungen über derartige Politiken versprechen.

3 Für die Unterscheidung zwischen Policy- und Polity-Politisierung siehe auch Wilde/Trenz
2012; Braun et al. 2016.

4 Danach wird eine IO also nicht bereits dadurch demokratisch oder demokratie-ähnlich,
dass sie allen ihren Mitgliedstaaten dieselbe institutionelle Repräsentation bietet; vielmehr
sind IOs dann demokratisch oder demokratie-ähnlich, wenn sie auch nicht-staatlichen Re‐
gelungsadressatInnen – und im Idealfall dem einzelnen Bürger bzw. der einzelnen Bürgerin
– institutionell gesicherte Beteiligungsmöglichkeiten bieten. Demokratische Verfahren in
IOs zielen dementsprechend etwa darauf ab, Stakeholder-Beteiligung zu ermöglichen, ge‐
sellschaftliche Repräsentation sicherzustellen und transparente Entscheidungsprozesse zu
fördern, in denen EntscheidungsträgerInnen ihre Entscheidungen öffentlich rechtfertigen
müssen (vgl. z.B. Nanz/Steffek 2004).

Aufsätze

10

https://doi.org/10.5771/0946-7165-2020-1-5 - Generiert durch IP 216.73.216.36, am 19.01.2026, 04:23:32. © Urheberrechtlich geschützter Inhalt. Ohne gesonderte
Erlaubnis ist jede urheberrechtliche Nutzung untersagt, insbesondere die Nutzung des Inhalts im Zusammenhang mit, für oder in KI-Systemen, KI-Modellen oder Generativen Sprachmodellen.

https://doi.org/10.5771/0946-7165-2020-1-5


Diese Übersetzung von Policy-Politisierung in die fundamentalere Polity-Politi‐
sierung ist bei internationalen Autoritäten – also IOs – nochmals erheblich wahr‐
scheinlicher als bei nationalen Autoritäten. Denn zum einen leiden IOs – und das
Regieren jenseits des Nationalstaates ganz allgemein – an erheblichen Demokratie‐
defiziten (Zürn 1998: 232-245). In den meisten IOs fehlt es an den repräsentativen
oder deliberativen Verfahren, die eine demokratische oder zumindest demokratie-
ähnliche Beteiligung der BürgerInnen an der internationalen Autoritätsausübung
garantieren. Und zum anderen genießt die Autorität von IOs im Allgemeinen weni‐
ger unhinterfragte Anerkennung als beispielsweise nationalstaatliche Autorität.
Wenn nationale Autoritäten Autositze scheinbar falsch normieren, dann werden
diese Regelungen kritisiert, nicht aber gleich Reformen der nationalen Autorität ge‐
fordert. Wenn hingegen die EU Autositze scheinbar falsch reguliert, dann werden
oftmals nicht nur diese Regelungen kritisiert, sondern auch der Umstand, dass die
EU solche Regelungen überhaupt festlegen darf. Jenseits der Policy-Politisierung
ist also mit der wachsenden Autorität von IOs zumeist auch mit mehr Polity-Politi‐
sierung zu rechnen.

Schritt 2: Demokratieförderliche und demokratiehinderliche Politisierung

Das Standardnarrativ der Politisierungsliteratur behauptet jenseits des Autoritäts-
Politisierungs-Nexus zudem einen Politisierungs-Demokratisierungs-Nexus. Da‐
nach wird die Politisierung von IOs grundsätzlich als förderlich für die Demokrati‐
sierung ihrer Autorität betrachtet. Dies beruht auf drei miteinander verbundenen
Annahmen. Erstens führe die Politisierung internationaler Institutionen zu grenz‐
übergreifender Kommunikation über politische Fragen, wodurch ein transnationaler
Diskursraum entstehe und die Entwicklung eines transnationalen Gemeinschafts‐
sinns begünstigt werde (z.B. Risse 2010, 2015; Zürn 2014). Sowohl eine geteilte
Öffentlichkeit als auch eine gemeinschaftliche Identität werden als Voraussetzun‐
gen für die Entstehung eines Demos und damit für die Verwirklichung der Demo‐
kratie angesehen (Grimm 1995; Zürn 2000). Demnach erfüllt Politisierung zunächst
eine notwendige, wenn auch keine hinreichende, Bedingung für die Demokratisie‐
rung von IOs (Rauh/Zürn 2014). Zweitens erhöhe sich durch die Politisierung ihrer
Autorität aber auch der Legitimationsdruck auf IOs, welcher sie dazu anhalte, ne‐
ben ihren Governance-Ergebnissen auch ihre Governance-Verfahren zu rechtferti‐
gen (Dingwerth et al. 2019). Dies täten sie dann vornehmlich durch die Einführung
demokratischer bzw. rechtsstaatlicher Verfahren, die zivilgesellschaftliche Beteili‐
gung am globalen Regieren ermöglichen (vgl. Tallberg et al. 2013; Tallberg/Zürn
2019; Rauh/Zürn 2019). Drittens führe die Politisierung von IOs auch zu intensive‐
rer politischer Auseinandersetzung auf der Regierungsebene der Institutionen
selbst. Hier erhöhe sich der Anteil sichtbarer bzw. hörbarer Debatten über politi‐
sche Entscheidungen, wodurch sich deren demokratische Legitimität verbessere. So
konstatiert etwa Vivien Schmidt (i.E. Schmidt 2020: Kap. 5): „[IO] level public de‐
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liberation and debate, however contentious, is in and of itself politically (input) le‐
gitimating.”

Wir stimmen dem Politisierungs-Demokratisierungs-Nexus vor allem in Bezug
auf Policy-Politisierung zu. Gerade in Institutionen, die bereits ein Minimum an de‐
mokratischer Legitimation aufweisen, kann Policy-Politisierung helfen, die demo‐
kratischen Strukturen weiter auszubauen. Denn durch die Politisierung substanziel‐
ler IO-Politiken werden bestehende quasi-demokratische bzw. quasi-rechtsstaatli‐
che Verfahren mit Leben gefüllt. Die BürgerInnen nutzen die bestehenden Beteili‐
gungsverfahren, um ihre Unzufriedenheit mit bestehenden Politiken auszudrücken
und für einen Politikwandel zu werben. Je größer die Politisierung, desto größer der
Druck auf die politischen EntscheidungsträgerInnen, sich mit den Forderungen aus
der Öffentlichkeit auseinanderzusetzen. Wie Christian Rauh (2016) am Beispiel der
Verbraucherschutzpolitik der EU-Kommission nachzeichnet, führte die wachsende
Politisierung der Kommission in diesem Politikfeld zu einer größeren Responsivität
der Institution gegenüber Bürgerinteressen. Auch eine aktuelle vergleichende Un‐
tersuchung von 15 europäischen Policy-Themen im Zeitraum 2010-2016 kommt zu
dem Schluss, dass die Responsivität der EU stark vom Politisierungsniveau der ein‐
zelnen Themen abhängt (Bruycker 2019). Doch auch wenn IO-Autorität kaum oder
gar nicht demokratisch legitimiert ist, kann Policy-Politisierung – bevor sie in Poli‐
ty-Politisierung umschlägt – demokratieförderliche Effekte haben. Denn sie schafft
bei den betreffenden IOs Anreize, die Unzufriedenheit der BürgerInnen durch de‐
mokratische oder zumindest demokratieähnliche Verfahren zu kanalisieren – mögli‐
cherweise genau weil sie einer grundsätzlicheren Auseinandersetzung über ihre Au‐
torität (Polity-Politisierung) vorbeugen wollen. Und tatsächlich beobachten wir ja
auch in zahlreichen IOs den Versuch, schrittweise Verfahren mit quasi-demokrati‐
schem Antlitz einzuführen, etwa indem sie für eine Beteiligung von zivilgesell‐
schaftlichen Organisationen geöffnet werden (Tallberg et al. 2013; Dingwerth et al.
2019).

Mit Blick auf die Polity-Politisierung erscheint uns der Politisierungs-Demokrati‐
sierungs-Nexus allerdings deutlich problematischer. Prima facie sind die Demokra‐
tie-Effekte von Polity-Politisierung zumindest zweischneidig. Durch den Mangel
an Einfluss auf die Entscheidungen nicht-demokratisch legitimierter IOs motiviert,
bringt Polity-Politisierung zwar typischerweise gesellschaftliche Forderungen nach
mehr Demokratie mit sich, diese können jedoch zwei ganz unterschiedliche Formen
annehmen. Zum einen sind kosmopolitische Forderungen zu erwarten, die eine de‐
mokratische Konsolidierung internationaler Autorität auf IO-Ebene befürworten.
Zum anderen sind jedoch auch kommunitaristische Forderungen zu erwarten, die
eine Wiederherstellung demokratischer Kontrolle durch die Renationalisierung der
auf IOs übertragenen Autorität verlangen (siehe auch Wilde et al. 2019). So sehen
wir in Bezug auf die EU beispielsweise einerseits die Forderung, ihr Demokratiede‐
fizit durch mehr transnationale Demokratie in einer voll ausgebildeten Europä‐
ischen Republik zu beheben (Guérot 2016). Andererseits gibt es ebenso Forderun‐
gen, wie etwa beim Brexit, Volkssouveränität durch Wiederherstellung der nationa‐
len Souveränität zurückzuerlangen. Diese Konfliktstruktur der Polity-Politisierung
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ist auch bei anderen autoritativen IOs erkennbar. So streiten die einen für eine De‐
mokratisierung der Entscheidungsverfahren des UNSC (vgl. Binder/Heupel 2014),
während die anderen, etwa VertreterInnen der amerikanischen Tea Party-Bewe‐
gung, dem Rat die Autorität entziehen wollen. Und während viele Globalisierungs‐
kritikerInnen fordern, dass internationale Finanzinstitutionen wie der Internationale
Währungsfonds (IWF) und die Weltbank demokratischer werden sollen, so richten
sich die meisten GlobalisierungsgegnerInnen gegen deren internationale Autorität
insgesamt.

Anders als das Standardnarrativ der Politisierungsforschung, gehen wir daher
nicht umstandslos davon aus, dass Politisierung zu einer Demokratisierung der Au‐
torität von IOs führt. Im Falle der – im Kontext internationaler Autorität wahr‐
scheinlichen – Polity-Politisierung kann nur von demokratieförderlichen Effekten
ausgegangen werden, wenn sich kosmopolitische gegenüber kommunitaristischen
Forderungen durchzusetzen vermögen. Setzen sich hingegen kommunitaristische
gegenüber kosmopolitischen Forderungen durch, so wird die Autorität von IOs
nicht demokratisiert, sondern beschnitten. Zwar ist es theoretisch möglich, dass da‐
durch zumindest die Demokratie auf nationaler Ebene gestärkt wird. Doch auch
dies scheint unter den gegebenen Bedingungen unwahrscheinlich – eine Vermu‐
tung, der wir im Schlussabschnitt weiter nachgehen. Für die Demokratieeffekte der
Politisierung ist daher zentral, welche Forderungen sich durchsetzen können: kos‐
mopolitische oder kommunitaristische.

Schritt 3: Der Mobilisierungsvorteil kommunitaristischer Polity-Politisierung

In der Diskussion des Politisierungs-Demokratisierungs-Nexus nimmt das Stan‐
dardnarrativ letztlich an, dass die kosmopolitischen gegenüber den kommunitaristi‐
schen Forderungen zumeist im Vorteil sein werden. Das Standardnarrativ erkennt
also durchaus an, dass Polity-Politisierung insofern zweischneidig ist, als sie Forde‐
rungen nach einer Demokratisierung von IOs und Forderungen nach einer Renatio‐
nalisierung von IO-Autorität hervorbringen kann (Hooghe/Marks 2009; Börzel/
Risse 2018; Wilde et al. 2019). Es nimmt jedoch an, dass die politischen Entschei‐
dungsträgerInnen, die bislang die Internationalisierung von Autorität vorangetrie‐
ben haben, eher die kosmopolitischen als die kommunitaristischen Forderungen un‐
terstützen werden. Um die von ihnen gewünschte Autorität von IOs nicht zu ge‐
fährden, werden sie gemeinsam mit den KosmopolitInnen die Demokratisierung
der Autorität von IOs durchsetzen, um so die Renationalisierung von IO Autorität
zu verhindern. Deshalb kommt es aus Sicht des Standardnarrativs letztlich nur da‐
rauf an, dass die politischen EntscheidungsträgerInnen in IOs Kurs halten (Zürn
2018: 144). Denn durch die Umsetzung kosmopolitischer Forderungen nach einer
Demokratisierung von IOs wird den kommunitaristischen Forderungen nach einer
Renationalisierung von IO-Autorität der Wind aus den Segeln genommen.

Diese Annahme des Standardnarrativs begründet den Kern unseres Dissens‘ mit
dem Politisierungs-Demokratisierungs-Nexus. Zwar nehmen auch wir an, dass sich
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die politischen EntscheidungsträgerInnen in IOs kosmopolitischen Forderungen
nach einer Demokratisierung von IOs öffnen werden. Wir nehmen aber auch an,
dass diese EntscheidungsträgerInnen angesichts der wachsenden Polity-Politisie‐
rung diese Forderungen nach einer Demokratisierung von IOs immer weniger ge‐
gen die Forderungen nach einer Renationalisierung der Autorität von IOs durchset‐
zen können. Denn anders als vom Standardnarrativ angenommen, sind kosmopoliti‐
sche Forderungen nach einer Demokratisierung von IOs nicht im Vorteil gegenüber
kommunitaristischen Forderungen nach einer Renationalisierung von IO-Autorität.
Wie das Brexit-Referendum 2016 in Großbritannien illustriert, liegt der Vorteil
nicht bei den KosmopolitInnen, sondern, genau umgekehrt, bei den Kommunitaris‐
tInnen.

Unser Kernargument ist, dass kommunitaristische Forderungen nach Renationali‐
sierung von IO-Autorität gegenüber kosmopolitischen Forderungen nach einer De‐
mokratisierung von IO-Autorität strukturelle Mobilisierungsvorteile genießen. Im
Werben um gesellschaftliche Unterstützung haben es kommunitaristische Forderun‐
gen systematisch leichter als kosmopolitische. Dies hat aus unserer Sicht vor allem
zwei miteinander verzahnte Gründe.

Erstens: Während die Forderung nach Renationalisierung von IO-Autorität unila‐
teral – also von einem Staat allein – durchsetzbar erscheint (!), ist die Forderung
nach Demokratisierung einer IO nur multilateral – also von allen Mitgliedstaaten
zusammen – durchzusetzen. Dementsprechend können kommunitaristisch orientier‐
te Parteien glaubhaft mit dem Versprechen einer Renationalisierung von IO-Autori‐
tät werben, während das Versprechen kosmopolitisch orientierter Parteien nach
einer Demokratisierung von IOs von vornherein viel weniger glaubhaft erscheinen
muss. Im Vokabular der Bewegungsforschung findet sich also eine politische Op‐
portunitätsstruktur, die die Mobilisierungschancen einer Gruppe stärkt, während sie
die einer anderen unterminiert (McAdam 1996). Wenn nämlich kosmopolitisch ori‐
entierte Parteien die Demokratisierung einer IO fordern, dann steht diese Forderung
stets unter dem Vorbehalt, dass sie die notwendige Unterstützung der übrigen Mit‐
gliedstaaten der betreffenden IO bekommen – ein gewichtiger Vorbehalt, der ange‐
sichts der damit verbundenen Konsensanforderungen oft kaum überwindbar er‐
scheint. Wenn demgegenüber kommunitaristisch gesinnte Parteien eine Renationa‐
lisierung von IO-Autorität verlangen, dann steht dieses Ansinnen unter keinem sol‐
chen Vorbehalt. Denn für einen nationalen Rückzug ist die Zustimmung der
anderen Mitgliedstaaten nicht notwendig. Und selbst wenn ein Austritt oftmals
nicht einfach ist, so können zumindest weitere Autoritätsübertragungen unilateral
verhindert werden. Damit können kommunitaristische im Gegensatz zu kosmopoli‐
tischen Parteien eine Lösung des Demokratiedefizits von IOs anbieten, welche die
BürgerInnen tatsächlich auch für realisierbar halten – ein unschätzbarer Mobilisie‐
rungsvorteil.

Dies zeigt sich nicht zuletzt darin, dass sich in den meisten Demokratien, die
Mitglieder von IOs mit wachsender Autorität sind, neben den etablierten, eher kos‐
mopolitisch ausgerichteten Parteien, vermehrt kommunitaristisch orientierte natio‐
nalistische Parteien gebildet haben, die an Zulauf gewinnen. Die Autorität von IOs
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kann sich somit in den meisten Demokratien nicht mehr auf den bislang geltenden
permissive consensus verlassen, sondern ist einem constraining dissensus ausge‐
setzt (Hooghe/Marks 2009). Weitere Autoritätstransfers auf IOs werden somit in
vielen Demokratien heute abgelehnt – ob in Referenden, Wahlen oder auf der Stra‐
ße. Dieser constraining dissensus macht es den EntscheidungsträgerInnen, die ge‐
genüber kosmopolitischen Forderungen aufgeschlossen sind, praktisch unmöglich
eine Demokratisierung von IOs durchzusetzen (siehe auch Schmidt 2019; Zeitlin et
al. 2019). Im Ergebnis verstärkt dies nochmals zusätzlich den ohnehin bestehenden
strukturellen Mobilisierungsvorteil, den die KommunitaristInnen gegenüber den
KosmopolitInnen genießen.5 So musste im Vorfeld des Brexit-Referendums in
Großbritannien, angesichts des bereits bestehenden constraining dissensus in der
EU, das Versprechen der remain Kampagne, für eine bessere und demokratischere
EU kämpfen zu wollen, als utopisch erscheinen; die Versprechen der leave Kampa‐
gne erschienen trotz der später deutlich gewordenen Schwierigkeiten eines Austritts
Großbritanniens aus der EU erheblich realistischer.

Zweitens: Einen weiteren Vorteil ziehen die KommunitaristInnen aus der Tatsa‐
che, dass nationale Identitäten viel tiefer verankert sind als transnationale. Bei der
Frage, auf welcher Ebene politische Autorität angesiedelt sein sollte, spielt dieser
Faktor eine erhebliche Rolle. Denn selbst demokratisch strukturierte IO-Autorität
hat Verteilungskonsequenzen, deren Akzeptanz transnationale Solidarität voraus‐
setzt. Kommunitaristische Mobilisierung gegen IOs zielt häufig darauf ab, die na‐
tionale Identität als durch internationale Autorität gefährdet darzustellen (Schlipp‐
hak/Treib 2017). Damit trifft sie einen Nerv, dem die KosmopolitInnen wenig ent‐
gegenzusetzen haben. Selbst in der EU, der sowohl politisch als auch gesellschaft‐
lich am meisten integrierten transnationalen Ordnung der Welt (Risse 2010;
Hooghe et al. 2017), fehlt eine emotionale Bindung zur politischen Gemeinschaft,
die auch nur annähernd an die der Nationalstaaten heranreichen würde (Polyakova/
Fligstein 2016). Zudem scheint die vertiefte politische Integration in Europa gar da‐
zu beizutragen, dass BürgerInnen noch mehr exklusiv oder primär nationale Identi‐
täten ausbilden (Polyakova/Fligstein 2016). Damit fällt es den KosmopolitInnen äu‐
ßerst schwer, für eine Demokratisierung internationaler Autorität zu werben, wenn
diese gleichwohl die nationale Identität zu beschränken scheint. Auch dieser As‐
pekt des kommunitaristischen Mobilisierungsvorteils lässt sich anhand des Brexits
illustrieren. Denn bekanntermaßen spielte das identitätspolitisch aufgeladene The‐
ma der Migration eine enorme Rolle bei der leave Kampagne. Während das Prob‐
lem der europäischen Binnenmigration freilich hochgespielt wurde, so diente doch
die Bedrohung der nationalen Identität als Argument gegen den Verbleib selbst in
einer demokratisch reformierten EU (Dennison/Geddes 2018). Die remain Kampa‐

5 Hinzu kommt, dass – nicht zuletzt aufgrund des kommunitaristischen Mobilisierungsvor‐
teils – in vielen wichtigen Staaten diejenigen EntscheidungsträgerInnen, die die Autoritäts‐
transfers auf IOs lange unterstützt haben, inzwischen ihre politische Dominanz verloren ha‐
ben. In den USA regieren nationalistische Populisten ebenso wie in Polen, Ungarn, Italien
oder Brasilien. Sie treiben den Rückbau der Autorität von IOs voran und erschweren es den
KosmopolitInnen weiter, IOs zu konsolidieren und zu demokratisieren.
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gne vermochte es hingegen nicht, eine positive Identifizierung der BritInnen mit
der EU zu konstruieren.

Insgesamt sind also aufgrund systematischer Mobilisierungsvorteile im Rahmen
der Polity-Politisierung von IOs die Chancen, dass sich die kosmopolitischen For‐
derungen nach einer Demokratisierung von IOs gegenüber den kommunitaristi‐
schen Forderungen nach einer Renationalisierung von IO Autorität durchsetzen,
deutlich geringer als vom Standardnarrativ der Politisierungsliteratur unterstellt. Im
Zuge der Polity-Politisierung verlieren auch nationale EntscheidungsträgerInnen,
die bislang die Autoritätstransfers an IOs unterstützt haben, das Heft des Handelns
aus der Hand.

Schritt 4: Autoritätstransfers durch die nicht-demokratische Hintertür

Das Standardnarrativ der Politisierungsliteratur betrachtet den Politisierungs-De‐
mokratisierungs-Nexus zwar nicht als Automatismus. Der Politisierung von IOs
folgt nicht automatisch deren Demokratisierung. Trotzdem betont das Standardnar‐
rativ, dass sich IOs, deren Demokratiedefizit politisiert wird, allenfalls kurz- und
mittelfristig, nicht aber langfristig ihrer Demokratisierung entziehen können. Impli‐
zit wird also angenommen, dass über Zeit die Wahrscheinlichkeit steigt, dass sich
die kosmopolitischen gegenüber den kommunitaristischen Forderungen durchset‐
zen. Gerade weil sie den kommunitaristischen Forderungen nach einer Renationali‐
sierung von IO-Autorität nicht nachgeben wollen, werden diejenigen Entschei‐
dungsträgerInnen, die IOs bislang unterstützt haben, den kosmopolitischen Forde‐
rungen nach einer Demokratisierung von IOs zustimmen. Sie werden einsehen
müssen, dass eine Strategie des Aussitzens nicht durchzuhalten ist (Wilde/Zürn
2012).

Wir argumentieren hingegen, dass über Zeit nicht die Wahrscheinlichkeit steigt,
dass sich die kosmopolitischen Forderungen durchsetzen, sondern vielmehr die,
dass kommunitaristische Forderungen umgesetzt werden. Diese Erwartung speist
sich aus der Annahme, dass der durch kommunitaristische Polity-Politisierung
wachsende constraining dissensus demokratische Reformen internationaler Institu‐
tionen immer weiter erschwert. Selbst wenn nationalstaatliche Entscheidungsträge‐
rInnen eine Demokratisierung internationaler Autorität befürworten, sind die dafür
zu beschreitenden demokratischen Entscheidungswege durch den constraining dis‐
sensus blockiert. Um den öffentlichen Widerstand zu umgehen, sind die Entschei‐
dungsträgerInnen in IOs also verleitet, institutionelle Anpassungen auf rechtlich
und demokratisch fragwürdigen Pfaden durchzusetzen. Ob dafür institutionelle Re‐
geln insgeheim umgedeutet werden (Schmidt i.E. 2020), Kompetenzen durch die
Hintertür übertragen werden (Meunier 2017), oder IOs sich im Notstandsmodus
selbst zu weitergehender Autorität ermächtigen (Kreuder-Sonnen 2019), am Ende
steht eine internationale Verfassungspolitik, die nicht demokratisch legitimiert ist.

Dieser demokratisch fragwürdige Autoritätstransfer zur Erfüllung kosmopoliti‐
scher Forderungen mag zwar kurzfristig durchaus gelingen, mittel- und langfristig
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wird er aber kommunitaristische Forderungen weiter befördern. Schließlich spielt
der demokratisch fragwürdige Autoritätstransfer auf IOs der kommunitaristischen
Kritik an den nicht-demokratischen Verfahren in IOs voll in die Hände. Ihre Kritik
eines undemokratischen Elitenkartells in IOs scheint sich letztlich zu bestätigen.
Damit setzt ein Teufelskreis ein: Kommunitaristische Forderungen werden weiter
zunehmen und internationalistisch orientierte EntscheidungsträgerInnen noch stär‐
ker zu demokratisch fragwürdigen Autoritätstransfers zwingen, was wiederum die
KommunitaristInnen weiter stärkt (Kreuder-Sonnen 2018a). Der vom Standardnar‐
rativ beschriebene Ausweg einer Demokratisierung von IOs wird über Zeit nicht
immer wahrscheinlicher, sondern immer unwahrscheinlicher. Es kommt nicht zur
erwarteten Demokratisierung von IOs, sondern kurz- und mittelfristig zu einer
schleichenden Entdemokratisierung von IO-Autorität, welche langfristig zu einer
Renationalisierung dieser Autorität führen kann.

Illustration: Die Europäische Union in der Eurokrise

Im Folgenden werden wir unser theoretisches Argument einer Plausibilitätsprobe
unterziehen. Dafür wählen wir den Fall der Eurokrise, der sich die europäische
WWU seit 2010 ausgesetzt sah. Die WWU bietet sich als Fallbeispiel insofern an,
als hier der Autoritätstransfer durch Pooling in intergouvernementalen Organen und
Delegation an supranationale Organe außergewöhnlich weit fortgeschritten ist. Da‐
mit ist in der WWU sowohl für das Standardnarrativ als auch für unsere modifizier‐
te Version die zentrale scope condition in besonderem Maße gegeben. Tatsächlich
haben VertreterInnen des Standardnarrativs zu diesem Fall auch bereits ihre opti‐
mistischen Erwartungen gestützt auf den Autoritäts-Politisierungs- bzw. den Politi‐
sierungs-Demokratisierungs-Nexus formuliert (Rauh/Zürn 2014). Dementspre‐
chend lassen sich am Fall der WWU in der Eurokrise die Erwartungen des Stan‐
dardnarrativs mit unseren Erwartungen unmittelbar hinsichtlich ihrer empirischen
Plausibilität vergleichen. Für beide bleiben aber Inferenzschlüsse auf IOs mit weni‐
ger Autorität und/oder universeller Mitgliedschaft auf dieser empirischen Basis
schwierig. Im nachfolgenden Abschnitt wenden wir uns daher gesondert der An‐
wendbarkeit unserer Aussagen auf IOs jenseits der EU zu.

Schritt 1: Die Politisierung der WWU in der Eurokrise

Das Standardnarrativ der Politisierungsliteratur wie auch unsere Modifizierung des‐
selben nehmen mit dem Autoritäts-Politisierungs-Nexus an, dass die EU aufgrund
ihrer besonders ausgeprägten supranationalen Autorität im Bereich der WWU eine
besonders intensive Politisierung erfahren sollte. Dies gilt umso mehr, als im Zuge
der Eurokrise nach 2010 das Ausmaß an supranationaler Autorität nochmals weiter
angewachsen ist. So wurden verschiedene Rettungsschirme einschließlich des
Europäischen Stabilitätsmechanismus (ESM) geründet; die Europäische Zentral‐
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bank (EZB) ist sowohl zur Kreditgeberin letzter Instanz als auch zur obersten Ban‐
kenaufsichtsbehörde geworden; die Troika aus EZB, Europäischer Kommission
und IWF wurde zur Überwachung der Rettungspakete für überschuldete Staaten ge‐
schaffen und die EU-Kommission wurde beauftragt die Haushaltsdisziplin der EU-
Staaten strikter zu kontrollieren (Kreuder-Sonnen 2016).

Aufgrund dieser Autoritätstransfers hat die WWU in der Eurokrise auch ganz oh‐
ne Zweifel ein hohes Maß an Politisierung erfahren (Rauh/Zürn 2014). Europäische
Institutionen und Themen bekamen in der Öffentlichkeit nicht nur deutlich mehr
Aufmerksamkeit, sie wurden vor allem auch erheblich kontroverser diskutiert
(Kriesi/Grande 2016; Hutter/Kriesi 2019). Dabei standen – wie erwartet – im Kern
der Debatte zunächst substanzielle Politikinhalte: Sollten Banken gerettet werden
oder Staaten? Sollten Staatshaushalte durch Sparmaßnahmen konsolidiert oder die
Wirtschaft durch staatliche Investitionen angekurbelt werden? Sollten Staatsschul‐
den vergemeinschaftet werden oder jeder Staat einzeln verantwortlich bleiben? All
dies wurde in einer breiten Öffentlichkeit in praktisch allen EU-Staaten kontrovers
diskutiert.

Wie insbesondere von unserem modifizierten Standardnarrativ betont, übersetzte
sich diese Policy-Politisierung im Zuge der Eurokrise jedoch in Polity-Politisie‐
rung. Es ging schon bald nicht mehr nur um die richtige Krisenpolitik, sondern
auch um die institutionelle Architektur der WWU. So wurde sogar öffentlich debat‐
tiert, ob die Vergemeinschaftung der europäischen Währungen und also die Wirt‐
schafts- und Währungsunion mit einer einheitlichen Währung nicht rückgängig ge‐
macht werden müsse. Wie erwartet, manifestierte sich die Polity-Politisierung dabei
insbesondere dort, wo zur Krisenbewältigung weitere Autoritätstransfers auf ein‐
deutig nicht demokratischem Wege zustande gekommen waren. In Nord-Europa
wurde der Umbau der WWU zu einer Transferunion kritisiert, in der die EZB, de‐
mokratisch nicht legitimiert, Steuergelder aus dem Norden in den Süden schleust.
In Süd-Europa wurde der Umbau der WWU zu einer Fiskaldiktatur kritisiert, in der
die Troika bestehend aus EZB, Europäischer Kommission und IWF auf Geheiß des
Nordens den überschuldeten Staaten aus dem Süden, demokratisch nicht legiti‐
miert, drakonische Sparmaßnahmen auferlegen kann (vgl. Kriesi 2016). Offensicht‐
lich war die Policy-Politisierung angesichts fehlender demokratischer Verfahren,
die die politische Mobilisierung hätte kanalisieren können, nicht nachhaltig. Die di‐
versen politischen Forderungen verhallten im Kontext der europäischen Notstands‐
politik, deren dominantes Rechtfertigungsmuster die Alternativlosigkeit politischer
bzw. angeblich technokratischer Entscheidungen war (Séville 2018; White 2019:
127-146). In der Konsequenz wurden vermehrt nicht mehr konkrete Politikinhalte
debattiert, sondern vor allem die mangelnde demokratische Legitimität der zustän‐
digen EU-Autoritäten problematisiert.
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Schritt 2: Kommunitaristische versus kosmopolitische Polity-Politisierung

Das Standardnarrativ der Politisierungsliteratur, insbesondere aber unsere Modifi‐
zierung desselben, nimmt an, dass im Zuge ihrer Politisierung die demokratisch
mangelhaft legitimierte Politik in der WWU zugleich kosmopolitische und kommu‐
nitaristische Forderungen hervorbringt, also zugleich zu einer kosmopolitischen
und einer kommunitaristischen Polity-Politisierung führt.

In der Tat wurden im Zuge der Eurokrise kosmopolitische Forderungen nach
einer demokratischen Konsolidierung der WWU lauter. Basierend auf der Beobach‐
tung, dass pro-europäische EntscheidungsträgerInnen anstelle einer „demokrati‐
schen Auseinandersetzung über die weitreichenden Konsequenzen der Krisenpoli‐
tik im Parlament“ den BürgerInnen „undurchsichtige Entscheidungen der Staats-
und RegierungschefInnen“ (BÜNDNIS 90/Die Grünen 2014: 11) zugemutet hatten,
forderte die Partei Bündnis90/Die Grünen im Europawahlkampf 2014 beispielswei‐
se, die bestehenden Beteiligungsmöglichkeiten, wie etwa die Europäische Bürger‐
initiative, auszubauen, mehr direktdemokratische Einflüsse auf europäische Ent‐
scheidungen zuzulassen und einen neuen demokratischen Konvent einzuberufen,
um über die Zukunft der WWU und der EU insgesamt zu debattieren (BÜNDNIS
90/Die Grünen 2014: 70-75). Die Grünen bedienten hier das klassische Bild einer
kosmopolitischen Demokratisierungsforderung: ja zu mehr Europa, aber „mehr Eu‐
ropa braucht mehr Demokratie.“ (BÜNDNIS 90/Die Grünen 2014: 70) In ähnlicher
Weise strukturierten sich auch die Forderungen aus Teilen der europäischen Linken
– etwa der 2016 von Yannis Varoufakis gegründeten Bewegung Demokratie in Eu‐
ropa 2025 (DiEM25), die in Reaktion auf die undemokratische Krisenpolitik der
EU einen demokratischen New Deal befürwortete (DiEM25 2018). Zudem formu‐
lierten auch verschiedene EU-AkteurInnen strukturell (!) ähnliche Forderungen.
Bereits 2015 plädierten die fünf Präsidenten (der Kommission, des Rates, der EZB,
der Eurogruppe und des Parlaments) in einem Bericht sowohl für eine Vollendung
der WWU als auch für ihre Demokratisierung: „Ein höheres Maß an Verantwortung
und Integration in der EU und im Euro-Währungsgebiet sollte mit einer verbesser‐
ten demokratischen und politischen Rechenschaftspflicht, mehr Legitimität und
einer Stärkung der Institutionen einhergehen.“ (Juncker et al. 2015: 19) Und wenig
später formulierte dann auch Emmanuel Macron in seiner berühmten Sorbonne-Re‐
de über die Zukunft der EU seine Vision einer demokratischeren WWU, die ge‐
prägt sein müsste durch einen eigenen Finanzminister bzw. einer eigenen Finanzmi‐
nisterin mit Eurozonen-Budget, das durch ein Eurozonen-Parlament kontrolliert
würde (Macron 2017).

Zugleich gewannen aber auch kommunitaristische Forderungen nach einem
Rückbau supranationaler Autorität in der WWU an Gewicht. Auch diese Position
wurde in erster Linie mit dem Wunsch nach mehr Demokratie begründet, der durch
die Krisenpolitik der EU verlorengegangen sei. So steht beispielsweise gleich am
Beginn der Präambel des Europawahlprogramms der Alternative für Deutschland
(AfD) von 2014 die Feststellung: „Mit der ‚Eurorettung‘ wächst – ohne demokrati‐
sche Kontrolle – die Machtfülle europäischer Institutionen.“ (Alternative für
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Deutschland 2014: 3) Um diesem Umstand entgegenzuwirken forderte die AfD
nicht nur ein wirksames Vetorecht aller nationalen Parlamente gegen Gesetzge‐
bungsakte der EU-Organe, sie plädierte zudem für einen Ausstieg aus dem so ge‐
nannten Einheitseuro, für die Renationalisierung der Bankenkontrolle, sowie für
eine Prüfung der Kompetenzverteilung zwischen EU und Mitgliedstaaten mit dem
Ziel „wo immer möglich, eine Rückgabe von Kompetenzen an die einzelnen Län‐
der durchzusetzen.“ (Alternative für Deutschland 2014: 8) Die Forderungen des
französischen Front National (FN) – ebenso wie die einer ganzen Reihe rechtspo‐
pulistischer Parteien, die im Zuge der Eurokrise vor allem in Nordwesteuropa er‐
starkten – lasen sich ganz ähnlich. Der FN prangerte demokratische Missstände der
WWU an, die die Völker Europas angeblich erniedrigten, und verlangte als Ant‐
wort, so viele Kompetenzen wie möglich von der EU zu renationalisieren (Toute
l‘Europe 2014). Dazu gehörte, nationalem Recht wieder Vorrang vor EU-Recht zu
geben, die Geld- und Fiskalpolitik zu repatriieren und den französischen Mitglied‐
schaftsbeitrag zur EU auf null zu senken (Toute l‘Europe 2014).

Die Polity-Politisierung der WWU im Zuge der Eurokrise brachte also mit be‐
sonderer Wucht die neue Konfliktlinie zwischen KommunitaristInnen und Kosmo‐
politInnen zum Vorschein, die sich hier insbesondere am Demokratieproblem auf‐
hängte. Sollte die WWU weiter integriert und dabei auf IO-Ebene demokratisiert
werden oder sollte sie desintegriert werden und Demokratie so auf der Ebene der
Nationalstaaten zurückgewonnen werden?

Schritt 3: Der Siegeszug der kommunitaristischen Polity-Politisierung

Trotz dieser zugleich kommunitaristischen und kosmopolitischen Politisierung er‐
wartet das Standardnarrativ gemäß seinem Politisierungs-Demokratisierungs-Ne‐
xus, dass ihre Politisierung in der Eurokrise die Demokratisierung der WWU vor‐
anbringen wird. Rauh und Zürn (2014) etwa bewerteten die Eurokrise weniger als
Gefahr, denn vielmehr als Chance für die Demokratisierung der EU im Allgemei‐
nen und der WWU im Speziellen. Ganz im Sinne des Standardnarrativs argumen‐
tieren sie, dass „so die sozio-kulturellen Bedingungen aus[ge]baut [werden], die für
eine echte Demokratisierung supranationaler Entscheidungsfindung unerlässlich
sind“ (Rauh/Zürn 2014: 124).

Wir betonen demgegenüber, dass die Politisierung der WWU in der Eurokrise
zeigt, dass die kosmopolitischen Forderungen nach einer Demokratisierung der EU
gegenüber kommunitaristischen Forderungen nach einer Renationalisierung supra‐
nationaler Autorität in der EU möglicherweise keinen Vorteil besitzen. Vielmehr
macht die Politisierung der WWU in der Eurokrise deutlich, dass der Vorteil nicht
bei denjenigen Parteien liegen dürfte, die kosmopolitische Forderungen vertreten,
sondern bei Parteien, die kommunitaristische Forderungen stellen. Jedenfalls haben
kommunitaristisch geprägte – und im Kern also nationalistische – Parteien durch
die Politisierung der WWU während der Eurokrise auf Kosten eher kosmopolitisch
argumentierender Parteien erheblich an Unterstützung gewonnen. Praktisch überall
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in Europa haben EU-kritische Parteien von der Eurokrise ganz erheblich profitiert.
Mehr noch: Ihr rasanter Aufstieg setzt oftmals genau mit der Eurokrise ein.

Dieser Aufstieg EU-kritischer Parteien zeigte sich bereits bei den Europawahlen
2014 und damit also noch bevor die sogenannte Migrationskrise diesen Parteien
weitere Zugewinne verschaffte (Hobolt/Vries 2016). Insgesamt erhielten bereits da‐
mals euroskeptische Parteien etwa ein Viertel der Sitze im Europaparlament. In
Frankreich wurde der anti-europäische FN von Marine Le Pen mit knapp 25 Pro‐
zent der Stimmen sogar stärkste Partei, ebenso wie die nationalistische UK Inde‐
pendence Party (UKIP) in Großbritannien mit 27 Prozent und die Dänische Volks‐
partei in Dänemark mit 26,6 Prozent der Stimmen. In Deutschland errang die AfD,
die aufgrund der Politik zur Bewältigung der Eurokrise überhaupt erst gegründet
worden war, auf Anhieb über 7 Prozent der Stimmen. Bei den Europawahlen 2019
hat sich der Trend einer zunehmenden Unterstützung für anti-europäische Parteien
sogar nochmals deutlich beschleunigt. Insgesamt errangen sie nun sogar ein Drittel
der Sitze im Europaparlament. In Frankreich und Großbritannien wiederholten die
anti-europäischen Parteien ihre Wahlsiege,6 in Deutschland stieg die AfD auf 11
Prozent der Stimmen. Hinzu kamen vor allem massive Stimmengewinne für die Le‐
ga in Italien, die unter dem offen anti-europäischen Innenminister Matteo Salvini
fast 35 Prozent der Stimmen erhielt, sowie starke Ergebnisse für die nationalisti‐
schen (Regierungs-)Parteien in den Visegrád-Staaten.

Dazu kommt, dass anti-europäische Parteien seit der Eurokrise auch bei nationa‐
len Wahlen erhebliche Stimmenzuwächse verzeichnen und sich im Zuge der Euro‐
krise praktisch überall in Europa fest etablieren konnten. In Ungarn und Polen stel‐
len sie sogar die Regierungspartei, während sie in Italien und Österreich bis vor
Kurzem an der Regierung beteiligt waren (Albertazzi/McDonnell 2015). Darüber
hinaus haben in einigen EU Staaten in konservativen Parteien mit traditionell pro-
Europäischer Haltung, anti-Europäische Positionen an Einfluss gewonnen (Lange
2012; Meijers 2017). Just dadurch wurde ja auch das Referendum 2016 über den
Austritt Großbritanniens aus der EU – den so genannten Brexit – befördert. Zusam‐
menfassend lässt sich feststellen:

“[A]gainst the backdrop of the economic crisis, Euroscepticism has become increasingly
mainstreamed, in the sense that it has become increasingly more legitimate and salient
(and in many ways less contested) across Europe as a whole. This is clearly discernible
on a number of levels: the evolution of European public opinion that has become more
hostile towards the EU; support for parties opposed to further European integration; an
increase in Eurosceptic rhetoric among traditionally pro-EU mainstream parties; a rise in
the number of Eurosceptic civil society groups; changing (and more challenging) media
discourses; and more transnational cooperation among Eurosceptics within EU instituti‐
ons, notably the European Parliament (EP)” (Brack/Startin 2015: 240).

Kurzum, die Politisierung der WWU in der Eurokrise hat die Demokratisierung
der EU nicht, wie vom Standardnarrativ der Politisierungsliteratur angenommen,
vorangebracht. Die kosmopolitischen Forderungen nach einer solchen Demokrati‐

6 Der FN kam auf 23,3 Prozent der Stimmen, die neue UK Brexit Party zusammen mit UKIP
auf über 34 Prozent.
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sierung der EU haben sich nicht durchgesetzt. Ganz im Gegenteil! Wie von unse‐
rem modifizierten Standardnarrativ erwartet, haben vor allem die kommunitaristi‐
schen Forderungen nach einer Renationalisierung europäischer Autorität Auftrieb
bekommen. Sie bestimmen den Diskurs, den die Politisierung der WWU in der Eu‐
rokrise ausgelöst hat. Dies mag nicht zuletzt dadurch zu erklären sein, dass die kos‐
mopolitischen Forderungen angesichts von Interessensdivergenzen zwischen den
Staaten wenig aussichtsreich und damit weniger glaubhaft erscheinen als kommuni‐
taristische Forderungen, die in letzter Konsequenz von einem Staat alleine umge‐
setzt werden könnten. Ein Indiz dafür könnte sein, dass etwa die Grünen in ihrem
Wahlprogramm von 2014 ihre eigenen kosmopolitischen Demokratisierungsforde‐
rungen unter den Vorbehalt erfolgreicher Vertragsänderungen stellten. Ihre Reform‐
vorschläge seien daher möglicherweise nur „langfristig realisierbar.“ (BÜNDNIS
90/Die Grünen 2014: 70) Dementsprechend hatte auch bereits der Mitherausgeber
des Green European Journal, Benoît Lechat (2012), gewarnt: “In the current state,
it is not established that there will be majorities in Europe to successfully carry out
reforms enabling the deficit of democratic legitimacy highlighted by the debt crisis
to be reduced. […] Fear of a reduction of national sovereignty also plays a role.”

In der Tat haben es pro-europäische EntscheidungsträgerInnen in der Zeit von
2014 bis 2019 nicht vermocht, eine demokratische Konsolidierung der WWU vor‐
anzutreiben. Auch diese Stagnationserfahrung mag – neben der Migrationsthematik
– nochmals dazu beigetragen haben, dass kommunitaristische Denkangebote bei
den BürgerInnen vermehrt verfangen. In der Konsequenz hat sich mit der Politisie‐
rung der WWU der constraining dissensus in der EU nochmals deutlich verstärkt
(Börzel/Risse 2018; Zeitlin et al. 2019). Weitere Autoritätstransfers an die EU,
nicht zuletzt zur Finalisierung der WWU, sind damit immer schwieriger durchzu‐
setzen.

Schritt 4: Integration durch die nicht-demokratische Hintertür

Das Standardnarrativ der Politisierungsliteratur nimmt an, dass ein steigender Legi‐
timationsdruck aufgrund wachsender Kritik langfristig zu einer Demokratisierung
internationaler Autorität führt. Die pro-europäischen EntscheidungsträgerInnen
müssten sich letztlich nur dem Druck beugen und die notwendigen institutionellen
Anpassungen vornehmen, um die Autorität zu relegitimieren (Zürn 2018). Wie dar‐
gelegt, ist dieser Schritt im Einklang mit unseren Erwartungen in der WWU bislang
ausgeblieben. Unser modifiziertes Narrativ vermutet zudem, dass über Zeit die
Wahrscheinlichkeit einer demokratischen Konsolidierung weiter abnimmt, da dem
Prozess der kommunitaristischen Polity-Politisierung ein sich selbst verstärkender
Mechanismus innewohnt: Um der politischen Blockade zu entkommen, sind pro-
europäische EntscheidungsträgerInnen inzwischen zu institutionellen Anpassungen
durch nicht-demokratische Hintertüren gezwungen, welche wiederum die Polity-
Politisierung der EU befeuern. Dieser Mechanismus war bereits im Verlauf der Eu‐
rokrise selbst erkennbar. Der qua Politisierung der Euro-Rettungspolitik vorherr‐
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schende constraining dissensus verhinderte schon in der Frühphase der Krise eine
umfassende konstitutionelle Reform zur Behebung der Krisenursachen. Angesichts
der wachsenden Funktions- und Handlungszwänge setzten pro-europäische Ent‐
scheidungsträgerInnen in der Folge stattdessen auf Konflikt-minimierende (Gen‐
schel/Jachtenfuchs 2013; Schimmelfennig 2014) schleichende (Grande 2018), oder
notstandspolitische (Kreuder-Sonnen/Zangl 2015; Kreuder-Sonnen 2019) Strategi‐
en institutioneller Veränderung und setzten so teils weitreichende politische Refor‐
men durch, ohne die BürgerInnen nennenswert zu beteiligen.

Ein eingängiges Beispiel für diese Strategie der Depolitisierung von oben ist et‐
wa die Schließung völkerrechtlicher Verträge außerhalb des Gemeinschaftsrechts,
die sowohl prozedurale Anforderungen der Vertragsänderung umgehen als auch
substanzielle Beschränkungen der EU-Verträge. Um die in den Europäischen Ver‐
trägen festgeschriebene no bailout Klausel (Art. 125 AEUV) zu umgehen, wurden
beispielsweise die verschiedenen Rettungsschirme zur Unterstützung von über‐
schuldeten EU-Staaten, u.a. die Europäische Finanzstabilisierungsfazilität (EFSF)
und der Europäische Stabilitätsmechanismus (ESM), außerhalb des europäischen
Rechtsrahmens durch zwischenstaatliche Abkommen als formal eigenständige in‐
ternationale Organisation eingerichtet (Tomkin 2013). Auch der Europäische Fis‐
kalpakt, der die Stabilitätskriterien aus dem Vertrag von Maastricht erheblich er‐
weitert und die Staaten damit zu erheblicher Haushaltsdisziplin zwingt, wurde
durch ein zwischenstaatliches Abkommen außerhalb des Rechtsrahmens der EU
geschaffen. Und auch die Troika aus EZB, Europäischer Kommission und IWF
wurde außerhalb des EU Rechtsrahmens beauftragt, die Erfüllung der Konditionali‐
täten zu überwachen, welche den überschuldeten Staaten auferlegt werden, die von
Rettungsschirmen wie dem ESM Gebrauch machen (Kuo 2014).

Ein weiteres Beispiel stellt die als notwendig gerechtfertigte Auslagerung politi‐
scher Entscheidungen an politikferne EU-Institutionen wie die EZB oder exekutiv-
gesteuerte und informelle Gremien wie die Eurogruppe dar, die ihre Entscheidun‐
gen größtenteils unter Ausschluss der Öffentlichkeit treffen (Kreuder-Sonnen
2018b). Unter Verweis auf die außergewöhnliche Bedrohung durch ein Scheitern
der gemeinsamen Währung hat sich die EZB beispielsweise der Rolle der Kreditge‐
berin letzter Instanz bemächtigt und begonnen, die Fiskalpolitik der Schuldnerlän‐
der zu dirigieren (Beukers 2013). Durch die Annahme des Securities Markets Po‐
gramme (SMP) im Jahr 2010 und des Outright Monetary Transactions (OMT) Pro‐
gramms von 2012 umging die EZB damit das Verbot der monetären Finanzierung
von Staatshaushalten (Art. 123 AEUV) und dehnte die engen Grenzen der Geldpo‐
litik. Tiefgreifende Entscheidungen wurden zudem in der informellen Eurogruppe
der FinanzministerInnen der Währungsunion getroffen. Zumeist hinter verschlosse‐
nen Türen handelten die MinisterInnen die Details der Rettungspakete aus und leg‐
ten informell auch die Leitlinien für die harschen Sparmaßnahmen fest, welche die
Troika offiziell erst noch „aushandeln“ sollte (Schmidt i.E. 2020: Kap. 5).

Diese Autoritätstransfers durch die nicht-demokratische Hintertür haben ihrer‐
seits kommunitaristischen Forderungen gegenüber den kosmopolitischen Forderun‐
gen zum Abbau des Demokratiedefizits weiteren Auftrieb verschafft. Schließlich
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sind sie ein gefundenes Fressen für populistische Argumente einer angeblich schlei‐
chenden Entmachtung der BürgerInnen durch ihre korrupten Eliten. Wie Börzel
und Risse (2018: 101) argumentieren, hat die Krisenpolitik im Euroraum die zuvor
unhinterfragte Unterstützung der EU durch die BürgerInnen weiter reduziert. Sie
macht damit weitere Autoritätstransfers noch schwieriger, was pro-europäische
EntscheidungsträgerInnen nochmals mehr dazu verleiten mag oder auch zwingen
kann, auf schleichende, demokratieferne, technokratische Integrationsmethoden zu‐
rückzugreifen (vgl. auch Grande 2018). Auf diese Weise werden letztendlich kos‐
mopolitische, EU-freundliche Stimmen weiter geschwächt und kommunitaristische,
EU-kritische Stimmen weiter gestärkt. Am Ende dieses Kreislaufes steht daher
nicht die Demokratisierung der WWU, sondern – zunächst – ihre dynamische Au‐
tokratisierung welche ab einem bestimmten Punkt auch zu Desintegration führen
kann (Jones 2018).

Reichweite: Internationale Organisationen jenseits der EU

Da wir unsere Modifizierung des Standardnarrativs der Politisierungsliteratur bis‐
lang nur anhand der EU in der Eurokrise illustriert (und auch nicht getestet) haben,
drängt sich die Frage auf, ob unser Argument auch für IOs jenseits der EU Gültig‐
keit beanspruchen kann. Obgleich die Frage nicht nur unsere Modifikation, sondern
gleichermaßen auch das Standardnarrativ der Politisierungsliteratur betrifft, ist die
Frage berechtigt und aus unserer Sicht auch wichtig. Um uns einer Antwort anzu‐
nähern, wollen wir zunächst betonen, dass – genau wie beim Standardnarrativ – ein
Mindestmaß an IO-Autorität eine scope condition unserer Theorie darstellt. Der für
beide Narrative grundlegende Autoritäts-Politisierungs-Nexus wird sonst gar nicht
aktiviert. Diese scope condition eines Mindestmaßes an IO Autorität ist aber sicher
nicht nur in der EU gegeben. Insbesondere IOs wie der UNSC, die WTO, der IWF
oder die G20 stehen beispielhaft für IOs mit hinreichend politischer Autorität (Hoo‐
ghe et al. 2017; Zürn 2018). Zum einen üben in diesen IOs zumeist wenige ausge‐
wählte Mitgliedstaaten Autorität gewissermaßen hegemonial gegenüber allen ande‐
ren Mitgliedern und oftmals auch gegenüber nicht-Mitgliedstaaten aus. Der UNSC
bietet ein Beispiel für ersteres; die G20 ist ein Beispiel für letzteres. Zum zweiten
sind in einigen dieser IOs Mehrheitsentscheidungen möglich. Der IWF und der
UNSC sind Beispiele. Und zum dritten haben einige dieser IOs auch relativ autono‐
me supranationale Organe. Die Berufungsinstanz im Streitbeilegungsverfahren der
WTO mag dies illustrieren. Dementsprechend können wir tatsächlich beobachten,
dass diese IOs vermehrt politisiert werden (Nonhoff et al. 2009; Rixen/Zangl 2013;
Zürn/Ecker-Ehrhardt 2013). Art und Ausmaß der Politisierung sind dann zwar von
mehreren zusätzlichen Bedingungen abhängig,7 unserem modifizierten Narrativ zu‐
folge ist jedoch zumindest anzunehmen, dass eine Polity-Politisierung von IOs, die

4.

7 Eine Frage ist beispielsweise, in welchem Umfang Gesellschaften durch die konkrete Aus‐
übung von IO-Autorität betroffen sind und/oder ihre Politisierung durch cueing der politi‐
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sich letztlich in die Renationalisierung von IO-Autorität übersetzt, ceteris paribus
umso wahrscheinlicher eintritt je mehr IOs politische Autorität ohne demokratische
Legitimation ausüben. Diese variiert von IO zu IO nicht unerheblich (Tallberg et al.
2013; Kreuder-Sonnen/Zangl 2015; Dingwerth et al. 2019).8 Um zu plausibilisie‐
ren, dass unser Narrativ auch in IOs jenseits der EU greift, skizzieren wir daher im
Folgenden die Konsequenzen der Politisierung in zwei IOs, in denen ein hohes
Maß an politischer Autorität mit einem geringen Maß an demokratischer Legitima‐
tion zusammentrifft: die WTO und den UNSC. Sollten wir in diesen für unsere
Theorie “einfachen“ Fällen keine Tendenzen der Renationalisierung beobachten,
wäre die Theorie für IOs jenseits der EU falsifiziert.

Renationalisierungstendenzen in der WTO

Die WTO besitzt ein bemerkenswert hohes Maß an politischer Autorität. Zwar kön‐
nen legislative Entscheidungen nur im Konsens der Mitgliedstaaten gefällt werden.
Allerdings besitzt die WTO ein supranationales Streitbeilegungsverfahren, in dem
wichtige Entscheidungen getroffen werden, ohne dass einzelne Staaten dies verhin‐
dern könnten (Narlikar 2005). Vielmehr bedarf es eines Konsenses unter den Mit‐
gliedstaaten, um Entscheidungen der für das Verfahren zentralen Berufungsinstanz
zurückweisen zu können (Zangl 2006, 2008). Die Entscheidungen der Berufungsin‐
stanz müssen sich zwar – wie bei Gerichten üblich – auf das von den Mitgliedstaa‐
ten geschaffene WTO-Recht beziehen. Die Berufungsinstanz kann also nicht will‐
kürlich entscheiden. Doch im Gegensatz zu Gerichten in demokratischen Staaten,
können die Entscheidungen der Berufungsinstanz der WTO politisch kaum mehr
korrigiert werden. Während in demokratischen Staaten der Gesetzgeber die Rechts‐
grundlage ändern kann, um politisch ungewünschte Entscheidungen zu korrigieren,
ist dies in der WTO nur dann möglich, wenn dem alle Mitglieder der WTO zustim‐
men (Narlikar 2005). Damit ist die für demokratische Staaten kennzeichnende poli‐
tische Rückbindung von Gerichtsentscheiden an den demokratischen Rechtset‐
zungsprozess fast gänzlich ausgeschaltet. Das Streitbeilegungsverfahren besitzt also
ein hohes Maß an politischer Autorität, welche mit einem geringen Maß demokrati‐
scher Legitimation einhergeht (Alter 2008; Zangl 2008).

schen Eliten und Medien ausgelöst wird (Schmidtke 2018.) Eine weitere Frage ist, inwie‐
fern politikfeldspezifische Dynamiken die Politisierung von IOs befördern oder behindern.
Es ist mithin nicht davon auszugehen, dass alle IO-Autorität sich in gleichem Ausmaß und
gleicher Weise in ihre Politisierung übersetzt (vgl. Nonhoff et al. 2009; Rixen/Zangl 2012;
Zürn/Ecker-Ehrhardt 2013).

8 Im internationalen Ländervergleich ist zudem anzunehmen, dass Polity-Politisierung unde‐
mokratischer IO-Autorität in höherem Maße in Demokratien auftritt als in Autokratien, de‐
ren BürgerInnen aufgrund beschränkten Zugangs zum öffentlichen Diskurs weniger zu Po‐
litisierung beitragen können. Jedoch können HerrscherInnen vor allem in hybriden Regi‐
men oder ‚illiberalen Demokratien‘ undemokratische IOs auch nutzen, um ihre Bevölke‐
rungen gegen die angebliche Fremdherrschaft durch äußere Mächte zu mobilisieren (vgl.
etwa Schlipphak/Treib 2017).

Christian Kreuder-Sonnen/Bernhard Zangl: Zwischen Hoffen und Bangen

 1/2020 25

https://doi.org/10.5771/0946-7165-2020-1-5 - Generiert durch IP 216.73.216.36, am 19.01.2026, 04:23:32. © Urheberrechtlich geschützter Inhalt. Ohne gesonderte
Erlaubnis ist jede urheberrechtliche Nutzung untersagt, insbesondere die Nutzung des Inhalts im Zusammenhang mit, für oder in KI-Systemen, KI-Modellen oder Generativen Sprachmodellen.

https://doi.org/10.5771/0946-7165-2020-1-5


Das gehobene Ausmaß an politischer Autorität hat, im Einklang sowohl mit dem
Standardnarrativ als auch mit unserer Modifikation desselben, zu einer Politisie‐
rung der WTO geführt (Rauh/Zürn 2019). So zeigen beispielsweise Rixen und
Zangl (2012), dass nicht zuletzt aufgrund der angewachsenen Autorität des Streit‐
beilegungsverfahrens der WTO, die Entscheidungen im sogenannten Foreign Sales
Corporation (FSC) Streit zwischen der EU und den USA ein erheblich höheres
Maß an Politisierung erfahren haben, als die Entscheidungen im ganz ähnlichen
Domestic International Sales Corporation Streit, welche noch im mit weniger Au‐
torität ausgestatteten Streitverfahren des General Agreement on Tarifs and Trade
(GATT) getroffen wurden. Aufgrund der mangelnden demokratischen Legitimation
der Autorität der WTO zeigt sich zudem in Übereinstimmung mit den Erwartungen
unserer Theorie, dass in den betreffenden Gesellschaften nicht nur die konkreten
Entscheidungen des Streitbeilegungsverfahrens kritisiert wurden (Policy-Politisie‐
rung), sondern auch die Struktur des Streitbeilegungsverfahrens selbst angegriffen
wurde (Polity-Politisierung) (Rixen/Zangl 2012: 130-131).

Diese Polity-Politisierung der WTO brachte dabei, wie von uns erwartet, sowohl
kosmopolitische als auch kommunitaristische Forderungen nach Reformen des
WTO-Streitbeilegungssystems hervor. Insbesondere soziale Bewegungen in Europa
und Nordamerika verlangten eine Demokratisierung der WTO und forderten bei‐
spielsweise eine stärkere Beteiligung von nicht-staatlichen Stakeholdern an der
Entscheidungsfindung in der WTO im Allgemeinen und im Streitbeilegungsverfah‐
ren im Besonderen (Dingwerth et al. 2019: 81-83). Doch auf der anderen Seite ge‐
wannen auch diejenigen Stimmen an Gewicht, die eine Beschränkung der Autorität
der WTO im Allgemeinen und des Streitbeilegungssystems im Besonderen ver‐
langten. So wurde im FSC-Streit im US-Kongress wiederholt beklagt, dass sich die
Berufungsinstanz der WTO die Autorität angemaßt habe, sich in die Steuergesetz‐
gebung der USA einzumischen. Der Kongress habe der WTO diese Autorität nicht
übertragen. Die Streitbeilegungsinstanz eigne sich diese Autorität selbst an und
greife damit ungerechtfertigt in demokratisch gefällte Entscheidungen der USA ein.
Eine ähnlich kommunitaristische Politisierung hat die WTO in der EU erfahren,
nachdem die Streitbeilegungsinstanz beispielsweise das Einfuhrverbot von mit be‐
stimmten Hormonen behandeltem Rindfleisch verurteilt hatte (Zangl 2006:
171-200).

Entgegen den Erwartungen des Standardnarrativs der Politisierungsliteratur, aber
in Übereinstimmung mit unserer Modifikation desselben, haben sich inzwischen
die kommunitaristischen gegenüber kosmopolitischen Forderungen weitgehend
durchgesetzt. Die Demokratisierung der WTO wird nicht mehr wirklich diskutiert.
Und auch weitere Autoritätstransfers auf die WTO erscheinen, angesichts des ent‐
standenen constraining dissensus inzwischen kaum mehr möglich (Dingwerth et al.
2019: 83-87). So ist beispielsweise die Doha-Runde der WTO völlig zum Stillstand
gekommen bzw. gescheitert. Vielmehr sehen wir eine schleichende Renationalisie‐
rung der Autorität der WTO. So sind zahlreiche Staaten dazu übergegangen, anstel‐
le von multilateralen Handelsabkommen in der WTO bilaterale Handelsabkommen
anzustreben. Die USA verfolgen diese Strategie ganz offen und haben sogar mit
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ihrem Austritt aus der WTO gedroht (Politi 2018). Zudem wird in der WTO kaum
mehr über deren Demokratisierung gesprochen, sondern vielmehr über eine Be‐
schränkung der Autorität des Streitbeilegungsmechanismus verhandelt. Dessen Au‐
torität wird in der Praxis bereits massiv unterminiert. Denn die USA sind unter Prä‐
sident Donald Trump dazu übergegangen, die Benennung neuer RichterInnen für
die Berufungsinstanz des Streitbeilegungssystems zu blockieren. Damit wird die
Berufungsinstanz arbeitsunfähig gemacht (Elsig et al. 2016). Hinzu kommt, dass
selbst die EU, welche das Streitbeilegungsverfahren der WTO letztlich stützen
möchte, zunehmend davor zurückschreckt, dieses anzurufen. Die EU fürchtet of‐
fenbar, dass sich das Verfahren durch unliebsame Entscheidungen in den Mitglied‐
staaten der WTO – vor allem in den USA – weiter diskreditiert, so dass der ohnehin
schon intensiv wirkende constraining dissensus weiter gestärkt wird. So ist die An‐
zahl der Streitfälle, die vor die Streitbeilegungsinstanz der WTO gebracht werden,
in der letzten Dekade deutlich zurückgegangen.9

Insgesamt sehen wir in der WTO also nicht die vom Standardnarrativ erwarteten
Demokratisierungseffekte der Politisierung, sondern vielmehr die von uns erwartete
Renationalisierung handelspolitischer Autorität.

Renationalisierungstendenzen beim UNSC

Der UNSC besitzt, ähnlich wie die WTO, ein im Vergleich zu anderen IOs außeror‐
dentlich hohes Maß an politischer Autorität. So kann er im Falle einer Friedensbe‐
drohung rechtlich bindende Entscheidungen treffen und zu deren Durchsetzung
nicht-militärische und sogar militärische Zwangsmaßnahmen beschließen. Dabei ist
er keineswegs auf den Konsens aller Mitglieder der UN angewiesen. Vielmehr wer‐
den Entscheidungen von den fünf ständigen und zehn nicht-ständigen Ratsmitglie‐
dern mit qualifizierter Mehrheit getroffen. Lediglich die fünf ständigen Ratsmitglie‐
der können mit ihrem Vetorecht eine Entscheidung im Alleingang verhindern. Nach
dem Ende des Ost-West-Konflikts wurde dieses formale Potential dann auch inten‐
siv praktisch genutzt (Cortright/Lopez 2000). Für eine gewisse Zeit war der Sicher‐
heitsrat die zentrale Autorität im Bereich globaler Frieden und Sicherheit, deren
Herrschaftsbereich zudem stetig wuchs (Hurd 2007).

Die Ausübung seiner Autorität war jedoch demokratisch kaum legitimiert. Solan‐
ge der Rat in seiner Polizeifunktion örtlich, zeitlich und situativ begrenzt eingriff,
war dies wenig problematisch und wurde weithin geduldet. Allerdings begann der
Sicherheitsrat in den 1990ern einerseits seine Kompetenzen grundlegend auszuwei‐
ten und andererseits zunehmend permanente Eingriffe ins Völkerrecht vorzuneh‐
men. Bekannte Beispiele umfassen etwa seine Entscheidungen, den Begriff der in‐
ternationalen Friedensbedrohung auf innerstaatliche Konflikte auszuweiten, Kriegs‐
verbrechertribunale wie für das ehemalige Jugoslawien zu schaffen, oder Nordko‐

9 Siehe dazu den Überblick auf der WTO-Website unter: https://www.wto.org/english/tratop
_e/dispu_e/dispu_status_e.htm; 31.10.2019.
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rea in das nukleare Nichtweiterverbreitungsregime zu zwingen (Krisch 2012;
Joyner 2012). Den weitreichendsten Schritt ging der Rat nach den Terroranschlägen
vom 11. September 2001, als er auf Drängen der Vereinigten Staaten begann, für
alle Staaten auf unbegrenzte Zeit bindende allgemeine Rechtsvorschriften zu erlas‐
sen. Der Sicherheitsrat wurde zum globalen Gesetzgeber (Szasz 2002). Diese Auto‐
ritätstransfers wurden weder von einer demokratischen konstituierenden Gewalt ge‐
tragen noch in Prozessen eines annähernd demokratischen Intergouvernementalis‐
mus hervorgebracht. Vielmehr usurpierte der Rat politische Autorität in Akten der
Selbstermächtigung (Cohen 2012).

Wie von unserer Theorie angenommen, führte die wachsende Autorität des UN‐
SC nicht nur zu einer intensivierten Politisierung (Binder 2013). Infolge ihrer unde‐
mokratischen Ausübung bezog sich diese Politisierung neben einzelnen Entschei‐
dungen (Policy-Politisierung), auch auf seine politische Autorität insgesamt (Poli‐
ty-Politisierung). Dies geschah teilweise durchaus aus kosmopolitischer Perspekti‐
ve. So wurde in den entsprechenden Reformdebatten in der Generalversammlung
der UN immer wieder die kosmopolitische Forderung vorgetragen, dass der UN Si‐
cherheitsrat repräsentativer, transparenter, offener und also demokratischer werden
müsse – nicht zuletzt um seine große Autorität erfolgreich zu rechtfertigen (Binder/
Heupel 2014). Aus kommunitaristischer Perspektive wurde diese Autorität hinge‐
gen zunehmend selbst infrage gestellt. Unter Bezug auf die demokratische Unzu‐
länglichkeit der Entscheidungsprozesse im Sicherheitsrat mobilisierten z.B. viele
autoritäre Regierungen, aber auch demokratische Entwicklungsländer, gegen Ein‐
griffe des Rates in innerstaatliche Angelegenheiten. Die Kritik an der durch den Si‐
cherheitsrat mandatierten Kriegsverbrecherverfolgung in Afrika ist hier beispiel‐
haft. Besonders deutlich wurde die kommunitaristische Kritik in Debatten um die
Legislativtätigkeit des Sicherheitsrates. Hier prangerte eine breite Allianz um das
sogenannte Non-Aligned Movement die Selbstermächtigung des Rates als undemo‐
kratisch an, beschrieb seine globale Gesetzgebung als hegemoniales Unterfangen
und befürwortete eine Rückkehr zur klassischen Interpretation der UN Charta. Die‐
se räumte ihm eine mit deutlich weniger politischer Autorität einhergehende Poli‐
zeifunktion ein, nicht aber eine Legislativfunktion (Kreuder-Sonnen 2019: 87-95).

Die Auseinandersetzung zwischen KosmopolitInnen und KommunitaristInnen
über das Demokratiedefizit des Sicherheitsrates ist zweifelsohne weniger stark aus‐
geprägt als die breite und intensive gesellschaftliche Auseinandersetzung über die
EU. Damit einhergehend fällt auch die nationalistische Delegitimation des Rates
deutlich geringer aus. Nichtsdestoweniger zeigt sich auch hier, dass kommunitaris‐
tische gegenüber kosmopolitischen Forderungen im Vorteil zu sein scheinen. Be‐
sonders eindrücklich ist hierbei das Scheitern jeglicher Reformbemühungen, die
einen starken Sicherheitsrat mit zumindest leicht verbesserten demokratischen Ver‐
fahren zum Ziel hatten. Diese sind nicht zuletzt an den im Rat etablierten Mächten
gescheitert, die im Austausch für mehr Demokratie und Autorität des Rates eine
Verwässerung ihrer Blockademöglichkeit hätten befürchten müssen. Ohne jedoch
das Demokratiedefizit auf diese Weise verringern zu können, blieb der Rat aus
kommunitaristischer Sicht besonders angreifbar. In der Konsequenz hat sich zwar
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die formale Autorität des Rates nicht verringert, das letzte Jahrzehnt sah jedoch
eine recht rapide Abnahme ihrer praktischen Ausübung. Bei fast allen wichtigen
Konflikten der 2010er Jahre, allen voran dem Syrien-Konflikt, blieben richtungs‐
weisende Entscheidungen aus. Spaltung unter den Mitgliedern führte zu einer weit‐
reichenden Paralyse seiner Handlungsfähigkeit (United Nations 2019). Dies lag
nicht zuletzt daran, dass vor allem Russland und China im Namen der nationalen
Souveränität intrusivere Eingriffe des Rates per Veto verhinderten. Seit dem Regie‐
rungswechsel in den USA im Jahr 2016 wurde auch von dieser Seite aktiv an einer
Schwächung des Rates gearbeitet und nunmehr auch „weichere“ Programme, etwa
zum Schutz von Frauen in Konfliktregionen, torpediert.

Insgesamt zeigt also der Fall des UNSC ganz ähnlich wie der der WTO, dass das
modifizierte Narrativ zum Verhältnis von Autorität, Politisierung und Demokrati‐
sierung internationaler Organisationen im Fall der tief integrierten EU vielleicht be‐
sonders große Relevanz besitzt, sich strukturell aber durchaus auch auf andere IOs
übertragen lässt.

Darüber hinaus ist natürlich weitergehende Forschung notwendig, um die Reich‐
weite unseres Arguments klarer zu konturieren. Wir vermuten jedoch, dass die
meisten IOs mit relativ großer politischer Autorität und mangelnden demokrati‐
schen Verfahren in den Sog kommunitaristischer Polity-Politisierung geraten kön‐
nen. Ähnlich wie in den besprochenen Fällen stehen sich ja auch im Rahmen der
Politisierung des IWF, der G20 aber auch des Internationalen Strafgerichtshofes
(ICC) kommunitaristische und kosmopolitische Forderungen gegenüber. Dabei
deutet sich auch an, dass sich keineswegs immer, wie vom Standardnarrativ insinu‐
iert, die kosmopolitischen gegen die kommunitaristischen Forderungen durchset‐
zen. Vielmehr weicht ähnlich wie bei der EU – und wie von uns erwartet – auch mit
Blick auf die Autorität dieser IOs der permissive consensus schleichend einem
constraining dissensus. Ein klares Indiz dafür ist die signifikant und weltweit sin‐
kende öffentliche Unterstützung für IO-Autorität (Bearce/Jolliff Scott 2019). Es ist
dieser constraining dissensus, der eine Demokratisierung der Autorität dieser IOs
erschwert und damit die Realisierungsmöglichkeiten kosmopolitischer Forderungen
derart begrenzt, dass nur mehr kommunitaristische Forderungen nach einer Rena‐
tionalisierung von Autorität als glaubhafte Lösung des Demokratieproblems in IOs
erscheinen. Und tatsächlich sind ja – ähnlich wie in der EU – auch in anderen IOs
die Zeiten der Internationalisierung von Autorität vorbei. So wie Großbritannien
aus der EU austreten will, treten nicht nur zahlreiche kleinere Staaten aus dem ICC
aus, sondern auch die USA haben hier aufgrund der weitreichenden Autorität dieser
IO ihre Unterschrift unter das ICC-Statut zurückgezogen. Unter Präsident Donald
Trump haben die USA zudem – teils explizit, teils implizit – mit dem Austritt aus
der North Atlantic Treaty Organization (NATO), aus dem North American Free
Trade Agreement (NAFTA) und der WTO gedroht (Borzyskowski/Vabulas 2019).
Die von uns prognostizierte Renationalisierung von IO-Autorität kündigt sich hier
bereits an.

Christian Kreuder-Sonnen/Bernhard Zangl: Zwischen Hoffen und Bangen

 1/2020 29

https://doi.org/10.5771/0946-7165-2020-1-5 - Generiert durch IP 216.73.216.36, am 19.01.2026, 04:23:32. © Urheberrechtlich geschützter Inhalt. Ohne gesonderte
Erlaubnis ist jede urheberrechtliche Nutzung untersagt, insbesondere die Nutzung des Inhalts im Zusammenhang mit, für oder in KI-Systemen, KI-Modellen oder Generativen Sprachmodellen.

https://doi.org/10.5771/0946-7165-2020-1-5


Implikationen: Der schmale Grat des Autoritätstransfers

Insgesamt stimmen wir mit Kernelementen des Standardnarrativs der Politisie‐
rungsliteratur, wie insbesondere von Michael Zürn vorgetragen, völlig überein: Po‐
litisierung ist einerseits eine wichtige Folge des Transfers von Autorität auf IOs
(Autoritäts-Politisierungs-Nexus) und hat andererseits zur Folge, dass die Demo‐
kratisierung von IOs möglich wird (Politisierungs-Demokratisierungs-Nexus). Wir
sind allerdings erheblich skeptischer, was die Chancen einer solchen Demokratisie‐
rung betrifft. Denn gerade dort, wo Autorität nicht bereits demokratisch legitimiert
wird, wird neben die demokratieförderliche Policy-Politisierung, eine Polity-Politi‐
sierung treten, die die Demokratiedefizite in IOs bemängelt. Und diese Polity-Poli‐
tisierung wird nicht nur kosmopolitische Forderungen nach einer Demokratisierung
der Autorität von IOs mit sich bringen, sondern auch kommunitaristische Forderun‐
gen nach einer Renationalisierung der Autorität von IOs. Da diese kommunitaristi‐
schen Forderungen – so unser Kernargument – gegenüber kosmopolitischen Forde‐
rungen einen Mobilisierungsvorteil genießen, wird der permissive consensus für
Autoritätstransfers auf IOs immer mehr einem constraining dissensus weichen. Da‐
mit werden EntscheidungsträgerInnen, die die Autorität von IOs stärken wollen, auf
Autoritätstransfers durch nicht-demokratische Hintertüren ausweichen müssen,
welche in der Konsequenz kommunitaristische Forderungen weiter stärken. Es setzt
ein Teufelskreis ein, der kurz- bis mittelfristig eine Ent-Demokratisierung von IOs
mit sich bringt, sich langfristig aber in eine Renationalisierung der Autorität zu
übersetzen droht.

Man könnte nun gerade aus kommunitaristischer Perspektive argumentieren, dass
dieser Kreislauf so teuflisch nicht ist. Schließlich könnte eine Renationalisierung
von Autorität prima facie das Demokratiedefizit von IOs beheben. Allerdings ist
aus unserer Sicht auch die von den nationalistischen Kräften bevorzugte Rückkehr
zur heimischen Demokratie wenig erfolgversprechend. Denn wenngleich die For‐
derung to take back control auf nationaler Ebene mit dem Versprechen der Wieder‐
herstellung einer verloren geglaubten Volkssouveränität einhergeht und damit eine
Demokratisierung in Aussicht stellt, sind wir von der Realisierbarkeit dieser Aus‐
sicht keineswegs überzeugt. Schließlich lebt sie von zwei anspruchsvollen Voraus‐
setzungen, die aus unserer Sicht beide nur unzureichend gegeben sind. Erstens
müssten die Nationalstaaten, bei denen alle politische Herrschaft liegen soll, selbst
demokratisch sein. Doch gehen die kommunitaristischen Forderungen nach Rena‐
tionalisierung allzu häufig einher mit politischen Programmen, die die konstitutio‐
nelle Demokratie effektiv auszuhebeln suchen und liberale Verfassungsstaaten in
autoritäre Regime (Kelemen 2017) oder illiberale Demokratien (Mounk 2018) ver‐
wandeln wollen. Ungarn und Polen sind die berühmtesten zeitgenössischen Bei‐
spiele. Zwar wohnt es dem Kommunitarismus als politischer Ideologie keineswegs
inne, nach Autoritarismus zu streben, jedoch ergibt sich empirisch eine Wahlver‐
wandtschaft zwischen Forderungen nach der Renationalisierung von Autorität, ge‐
schlossenen Grenzen und einem Vorrang des Mehrheitswillens gegenüber Minder‐
heitsrechten (Merkel/Zürn 2019). Zweitens müssten die demokratischen National‐
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staaten in der Lage sein, ihren BürgerInnen in allen Lebensbereichen die Selbstre‐
gierung zu ermöglichen – was bedeutet, dass sie gänzlich autark sein müssten.
Schließlich könnten die externen Effekte politischer Entscheidungen in anderen
Staaten nicht länger durch das Einsetzen internationaler Autoritäten gemildert wer‐
den und würden so ein neues Demokratiedefizit befördern: ein Defizit der Reich‐
weite nationaler Herrschaft angesichts transnationaler Problemlagen (Zürn 2000).
Angesichts des anhaltenden Wachstums internationaler Politikverflechtungen, kom‐
plexer Interdependenz und gesellschaftlicher Transnationalisierung ist der autarke
Nationalstaat jedoch ein Ding der Unmöglichkeit – und somit auch sein Demokra‐
tieversprechen.

Unsere Modifizierung des Standardnarrativs der Politisierungsliteratur hat daher
bedeutsame politische Implikationen. Anders als vom Standardnarrativ unterstellt,
können EntscheidungsträgerInnen in IOs nicht darauf vertrauen, dass sie die Inter‐
nationalisierung von Autorität auf IOs zeitversetzt durch eine Demokratisierung ge‐
gen kommunitaristische Forderungen einer Renationalisierung absichern können.
Denn die Internationalisierung von Autorität in IOs arbeitet gegen den permissive
consensus, den eine solche Demokratisierung voraussetzt. Sie erzeugt vielmehr
einen constraining dissensus, der eine spätere Demokratisierung immer schwieriger
macht. Um die Internationalisierung von Autorität gegen nationalistische Forderun‐
gen abzusichern, müssen EntscheidungsträgerInnen, die weitere Autoritätstransfers
auf IOs befürworten, vielmehr zeitgleich ihre Demokratisierung vorantreiben. Nur
so kann verhindert werden, dass sie in den Teufelskreis gelangen, der sie zu nicht-
demokratischen Autoritätstransfers durch die Hintertür zwingt, die dann den kom‐
munitaristischen gegenüber den kosmopolitischen Forderungen weiteren Auftrieb
verschaffen.

Da eine solche zeitgleiche Demokratisierung von IO Autorität Bedingungen wie
beispielsweise einen transnationalen Diskursraum voraussetzt, die oftmals erst
durch die Politisierung einer vorgelagerten Internationalisierung von Autorität in
IOs geschaffen werden können, müssen die EntscheidungsträgerInnen hierbei auf
einem außerordentlich schmalen Grat wandeln. Die Internationalisierung von Auto‐
rität und ihre Demokratisierung müssen deshalb nicht nur zeitgleich erfolgen, son‐
dern sollten eher langsam tastend als in großen Sprüngen erfolgen. Und sie sollte
Autoritätstransfers in Bereichen vermeiden, in denen die Bedingungen ihrer Demo‐
kratisierung (noch) nicht gegeben sind (siehe auch Scharpf 2017). So erscheint bei‐
spielsweise eine Vergemeinschaftung militärischer Interventionspolitik in der EU
zurzeit kein wirklich zielführendes Integrationsprojekt. Ähnlich wie die WWU
droht ein solches Projekt der europäischen Integration langfristig mehr zu schaden
als zu nützen. Grundsätzlich muss zudem überlegt werden, inwieweit der durch
Exekutiven getriebene dominante Integrationsmodus in der EU überhaupt demokra‐
tischen Ansprüchen genügen kann und nicht beispielsweise durch einen Verfas‐
sungskonvent mehr an die BürgerInnen rückgebunden werden sollte (vgl. auch Pat‐
berg 2018).

Es geht darum, mehr Demokratie zu wagen – und zwar rechtzeitig!
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